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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Der Deutsche Bundestag hat in dieser Woche 
einen der wohl herausfordernden Haushalte 
unserer jüngeren bundesdeutschen Geschichte, 
neben z.B. dem Haushalt zur Finanzkrise oder 
zur Deutschen Wiedervereinigung, 
verabschiedet. Auch dort ging es um zukünftige 
Weichenstellungen, die in ihrem ganzen 
Ausmaß nicht vollständig zum Zeitpunkt der 
Beschließung abzuschätzen waren. Dies gilt 

auch heute. Denn wir befinden uns nach wie vor in einer ernsten Krisensituation Seit 
Beginn der Pandemie arbeiten wir unermüdlich mit voller Konzentration und Sorgfalt an 
der Lösung dieser großen Herausforderungen. Und wir werden dies auch mit aller Kraft 
weiter tun. Die ganzen Maßnahmen zur Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie 
waren nur möglich, weil wir in den letzten Jahren solide gehaushaltet haben. Und das 
muss nach der Krise auch so bleiben. Wir müssen die schwarze Null ab 2022 wieder fest 
in den Blick nehmen und hier gar keine Diskussion aufkommen lassen. Das sind wir 
unseren Kindern und Enkeln schuldig. 
 

Wir helfen kurzfristig mit zahlreichen Programmen: Soforthilfe, Überbrückungshilfe I-III, 
Novemberhilfe, wie in keinem Land der Welt. Aber wir investieren auch mittel- und 
langfristig mit der höchsten Investitionssumme der letzten Jahre, z.B. im Bereich der 
Gesundheit steigt der Etat um 35,3 Milliarden Euro. Damit können wir nicht nur den 
Gesundheitsfonds aufstocken, sondern auch Krankenhäuser besser bei ihrer Arbeit 
unterstützen und zum Beispiel Impfstoffe beschaffen und neue Medikamente gegen Covid 
19 zu entwickeln. Wir entlasten die Kommunen, um auch hier weiteres 
Investitionspotential zu sichern. Wir setzen starke wirtschaftliche Impulse wie nie zuvor 
im Klimaschutz durch Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs oder beispielsweise durch 
unsere ehrgeizige Förderung der Wasserstoffstrategie.  
 

Wenn wir die Krise langfristig meistern wollen, schaffen wir das nur durch Wachstum. 
Wachstum schafft und sichert Arbeitsplätze, Wachstum führt zu mehr Steuern und 
Wachstum führt zu mehr Wettbewerbsfähigkeit. Wachstum erreicht man aber nicht mit 
mehr Bürokratie, mehr Kontrollen, mehr Misstrauen und mehr Steuern, wie z.B. die 
Forderung nach einer Vermögenssteuer. Das führt genau in die falsche Richtung! Wir 
brauchen aber einer Unternehmenssteuerreform mit weniger Steuern auf im Unternehmen 
verbleibende Gewinne Damit verschaffen wir den Unternehmen mehr Liquidität, mehr 
Investitionspotential für die Zukunftsfragen: Klimaneutralität, Digitalisierung und 
Internationalisierung. Und wir brauchen vor allem Vertrauen in die in der Wirtschaft 
Tätigen! Dafür werde ich mich weiterhin mit ganzer Kraft stark machen! 
 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen und einen besinnlichen dritten Advent! 
 
 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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DEUTSCHLAND STEMMT SICH GEGEN CORONA  

Generaldebatte zum Bundeshaushalt 2021 
 

Zur Überwindung der Corona-Krise hält die CDU/CSU-Fraktion die hohe 
Neuverschuldung von fast 180 Milliarden Euro für gerechtfertigt. In der Generaldebatte 
zum Haushalt 2021 betonte Unionsfraktionschef Brinkhaus, es sei „keine Option, 
diejenigen, die unter der Corona-Krise leiden, hängen zu lassen“. 
 
 

 
 

 
Ausnahmesituation rechtfertigt hohe Neuverschuldung  
In Zeiten von Corona könne man weder im Sozialbereich noch an den Zukunftsausgaben 
sparen, unterstrich Brinkhaus. Gleichwohl sei die hohe Nettoneuverschuldung „nicht das, 
was wir uns als Union gewünscht haben“. Im Sinne der Generationengerechtigkeit sei es 
„richtig, dass wir eine kurze Tilgungsfrist gemacht haben“. 2026 solle mit der Rückzahlung 
begonnen werden. Damit Deutschland wieder auf einen guten Wachstumspfad komme, 
brauche es eine „Renaissance der Wirtschaftspolitik“. 
 
Baldige Rückkehr zur Schuldenbremse 
Auch CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt forderte eine schnelle Rückkehr zu 
soliden Haushalten und zur Einhaltung der Schuldenbremse. Die Nettokreditaufnahme in 
Höhe von fast 180 Milliarden Euro sei eine „Zahl, an die will ich mich nicht gewöhnen“, 
sagte er. Mit allen Maßnahmen aus dem Haushalt 2021 müsse man sich gegen die Corona-
Pandemie stemmen und die Krise hinter sich lassen. 
 
Herausforderungen ungekannter Art 
Die Bundesrepublik Deutschland müsse mit Herausforderungen leben, die sie in dieser Art 
noch nicht gekannt habe, erklärte Merkel.  Es gehe darum, nach Überwindung der Corona-
Pandemie wieder an die alte Stärke anzuknüpfen.  
 
 
 

© CDU/CSU-Bundestagsfraktion / Michael Wittig   
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2022 wolle man wirtschaftlich gesehen das Vorkrisenniveau wieder erreichen. „Wir 
müssen sehen, dass Deutschland zu denjenigen Ländern zählt, die diese Pandemie 
erfolgreich bewältigen.“ 
 

 
 
Geld für Investitionen muss abfließen 
Zu diesem Zweck seien in den Haushalten 2020 und 2021 Rekordinvestitionen 
vorgesehen. Das Geld müsse nun auch schnell abfließen, mahnten Merkel und Brinkhaus. 
Brinkhaus sagte: „Es geht nicht nur darum, das Geld bereitzustellen, sondern es geht in 
erster Linie darum, dieses Geld auch auszugeben.“ Er wies darauf hin, dass die Koalition 
Hürden im Planungsrecht weggeräumt habe, damit die Mittel schneller eingesetzt werden 
könnten. Darüber hinaus forderte er einen stärkeren Bürokratieabbau. Der Haushalt sieht 
unter anderem Investitionen in Zukunftsfelder wie die Impfstoffforschung, die 
Wasserstoffstrategie, die Künstliche Intelligenz oder die Quantentechnologie vor.  
 

Kontakte weiter einschränken 
Angesichts der immer noch zu hohen Zahl an Neuinfektionen und der steigenden Zahl an 
Intensivpatienten und Todesfällen zeigten sich alle Redner der Unionsfraktion besorgt. Die 
Kanzlerin sprach sich für weitergehende Kontaktbeschränkungen aus, darunter 
Geschäftsschließungen nach Weihnachten und eine Ausdehnung der Schulferien oder eine 
Umstellung auf Digitalunterricht. Es gehe nicht darum, zwischen dem Schutz der 
Wirtschaft oder dem Schutz von Menschenleben zu wählen. Vielmehr hänge beides 
zusammen: „Die Wirtschaft ist dort widerstandsfähig, wo die Pandemie unter Kontrolle 
ist.“ 
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Appelle an die Ministerpräsidenten  
Brinkhaus und Dobrindt appellierten an die Ministerpräsidenten der Länder, sich noch vor 
Weihnachten zusammenzufinden und Lösungen auszuarbeiten, wie die Kontakte reduziert 
werden könnten. „Wir haben die klare Erwartungshaltung, dass die Maßnahmen 
nachgebessert werden“, sagte Brinkhaus: „Dieses ‚Scheibchenweise‘ macht uns alle 
mürbe.“ 
 
Hoffnungsträger Impfstoff 
Als Hoffnungsschimmer bezeichnete Merkel die Aussicht auf baldige Impfung der 
Risikogruppen und des Pflegepersonals. Dies würde gesamtgesellschaftlich gesehen zwar 
noch keine signifikanten Veränderungen bringen, aber wenn Todesfälle - etwa in Alten- 
und Pflegeheimen – vermieden werden könnten, wäre schon viel gewonnen. 
 

+ + + 

 

DIGITALE BÜRGERSPRECHSTUNDE AUF FACEBOOK UND INSTAGRAM 

Onlinesprechstunde am Samstag, 12. Dezember    
Von 17 bis 18 Uhr bietet Sebastian Brehm wieder seine Onlinesprechstunde auf Facebook 
und Instagram. „Auch in Coronazeiten möchte ich mit den Menschen im Gespräch 
bleiben. Ich freue mich auf einen regen Austausch!“. Eine Anmeldung ist wie immer nicht 
erforderlich.  
 

 
 

 

 

https://www.facebook.com/sebastianbrehm.de
https://www.instagram.com/sebastianbrehmmdb/
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JAHRESSTEUERGESETZ 2020 

Starkes Unterstützungspaket für die Mitte unserer 

Gesellschaft  
 
Das Jahressteuergesetz 2020 ist fertig verhandelt und konnte in der letzten Sitzungswoche 
vor Weihnachten im Bundestag und im Bundesrat beschlossen werden. Damit hat die 
Große Koalition ein starkes Unterstützungspaket geschnürt – für alle Alleinerziehenden, 
alle Ehrenamtlichen und alle, die im Home-Office arbeiten.  
 

 
 
 
 
Die CSU-Landesgruppe im Bundestag hat bei den Verhandlungen ihre Forderungen 
durchgesetzt und dem Gesetz ihre klare Handschrift gegeben.  
 
Rund 85 Prozent der finanziellen Wirkung des Jahressteuergesetzes gehen auf Maßnahmen 

zurück, die zu 100 Prozent von uns als CSU eingefordert, vorangetrieben und durchgesetzt 

wurden. Von der dauerhaften doppelten Entlastung Alleinerziehender bei der Steuer über 

eine neue steuerliche Home-Office-Pauschale in Höhe von 600 Euro bis zur deutlichen 

Erhöhung der Ehrenamts- und Übungsleiterpauschale. Das sind gute Nachrichten in 

fordernden Zeiten für viele Bürgerinnen und Bürger in Deutschland. 

Dauerhafte Entlastung von Alleinerziehenden kommt 

Alleinerziehende Mütter und Väter stehen bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf vor 

vielfältigen Herausforderungen und tragen dabei allein eine doppelte Verantwortung. Wir 

haben Anfang des Jahres auf unserer Klausurtagung in Seeon die dauerhafte Verdopplung 

des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende gefordert – jetzt haben wir geliefert. Wir 

entfristen die Entlastung und erhöhen den Betrag dauerhaft um mehr als das Doppelte von 

vormals 1.908 auf 4.008 Euro! 

 

© picture alliance/dpa  
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Förderung von Ehrenamtlichen wird verbessert  
Die Ehrenamtlichen tragen unser Land. Sie engagieren sich in Vereinen, Kirchen, Parteien 

oder Gewerkschaften. Sie investieren ihre Freizeit in den Zusammenhalt unserer 

Gesellschaft und das Funktionieren unseres Gemeinwesens. Wer unserem Land so viel 

gibt, hat es verdient etwas zurückzubekommen. Deshalb entlasten wir die Ehrenamtlichen, 

indem wir die Übungsleiterpauschale von 2.400 Euro auf 3.000 Euro und die 

Ehrenamtspauschale von 720 Euro auf 840 Euro anheben. Das war ein wichtiges Anliegen 

der CSU und dieses haben wir umgesetzt! 

 

 

 
Home-Office-Pauschale wird eingeführt  
Die Arbeit in den eigenen vier Wänden ist ein wichtiger Beitrag, um Familie und Beruf 

besser miteinander zu vereinbaren, Arbeitswege effizienter zu gestalten und Emissionen 

zu senken. Gerade jetzt ist Home-Office wichtig, um die Pandemie zu kontrollieren und 

gleichzeitig die Wirtschaft am Laufen zu halten. Deshalb fördern wir das Home-Office für 

2020 und 2021 mit einer Home-Office-Pauschale von maximal 600 Euro pro Jahr. Dafür ist 

kein separater Nachweis eines Arbeitszimmers notwendig und die Pauschale kann für 

maximal 120 Tage á 5 Euro pro Tag innerhalb des Werbungskostenpauschbetrags von 1.000 

Euro geltend gemacht werden. 

Diese Verbesserungen waren mir schon lange eine Herzensangelegenheit und ich freue 

mich sehr, dass nun auch die Umsetzung erfolgreich ist.  
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SEBASTIAN BREHM IM WIRECARD-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS 

Und täglich grüßt das Murmeltier… 
 

Die Sitzungen des Untersuchungsausschuss gehen bis in die frühen Morgenstunden. Die 
die Ausschussmitglieder der CDU/CSU-Fraktion sind trotzdem hellwach und 
vollengagiert dabei, Licht ins Dunkle zu bringen und den Wirecard-Skandal 
aufzuarbeiten. 
 

 
 
 
 
01:30 Uhr, 3:30 Uhr und diese Woche 05:07 Uhr morgens. Meine Bundestagskollegen und 
ich nehmen unseren Untersuchungsauftrag im Fall Wirecard sehr ernst. Es geht darum zu 
ergründen, was im Fall Wirecard wirklich passiert ist und welche Schlüsse wir aus diesem 
privatwirtschaftlichen und staatlich-institutionellen Versagen ziehen müssen. Dabei sind 
die Uhrzeiten nicht symbolischer Natur für ein politisches Schauspiel. „Nein!“, wir wollen 
wirklich vollständig aufklären. Und mit jeder weiteren Sitzung tasten wir uns ein Stück 
weiter an die Wahrheit heran. Es wird jeder Spur nachgegangen. Und es zeigt sich, wenn 
man denkt es könnte nicht skurriler mit der Wahrheit werden, kommt die nächste 
Schauernachricht um die Ecke. Der Fall Wirecard ist heute schon der größte Dax-Konzern- 
Skandal und sorgt inzwischen täglich für neuen Gesprächsstoff in den Tageszeitungen.  
 

Wir wissen, dass die Untersuchungsausschussarbeit eine zähe Arbeit ist, denn sie wird 
besonders im Fall Wirecard durch Schweigepflichten zum Schutz Dritter und durch 
Zeugen, welche in Strafverfahren verwickelt sind, behindert. Zeugen in Strafverfahren 
dürfen ihre Aussage verweigern, wenn sie sich damit selbstbelasten würden. Das müssen 
wir leider schmerzlich akzeptieren. Wir arbeiten jedoch intensiv darauf hin, dass wir die 
entscheidenden Zeugen nochmals vor dem Untersuchungsausschuss laden können und sie 
zu einer Aussage bewegen können. 

Uhrenvergleich: Sebastian Brehm, Fritz Güntzler und Matthias Hauer am 11.12.2020 um 05:07 Uhr nach 
dem Ende der Ausschuss-Sitzung  
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HAUSHALTSREDE VON SEBASTIAN BREHM  

„Wir handeln mit dem Haushaltsgesetz!“  
 

In seiner Plenarrede zur Schlussberatung des Haushaltsgesetzes 2021 stellte Sebastian 
Brehm, dass mit der Aufnahme von hohen Schulden auch ein hohes Maß an 
Verantwortung übernommen wurde. Gleichzeitig mahnte er die Rückkehr zur „Schwarzen 
Null“ ab 2022 an. Der Bundeshaushalt 2021 hält die Gesellschaft und die Wirtschaft in der 
Krise zusammen. Das sei christlich uns sozial und trage die Handschrift der CSU. Die 
vollständige Rede können Sie sich auch auf  der Webseite von Sebastian Brehm ansehen! 
 

  

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  

 

https://www.sebastianbrehm.de/5_18_Plenarreden.html
mailto:sebastian.brehm@bundestag.de
http://www.sebastianbrehm.de/
https://www.facebook.com/sebastianbrehm.de/
https://twitter.com/brehm_innbgnord
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg

